
GZ. RV/7500993/2018

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Ri in der Verwaltungsstrafsache
gegen Bf, AdrBf, betreffend Übertretung gemäß § 5 Abs. 2 Wiener
Parkometerabgabeverordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der Fassung ABl.
der Stadt Wien Nr. 51/2005, in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz
2006, LGBl. für Wien Nr. 9/2006 in der Fassung LGBl. für Wien Nr. 24/2012, über die
Beschwerde vom 23.10.2018 gegen das Straferkenntnis des Magistrats der Stadt
Wien, Magistratsabteilung 67 – Parkraumüberwachung, als Abgabenstrafbehörde, vom
9.10.2018, GZ MA 67-PA-675349/8/3, zu Recht erkannt:

I) Gemäß § 50 VwGVG wird die Beschwerde als unbegründet abgewiesen und das
angefochtene Straferkenntnis bestätigt.

II) Gemäß § 52 Abs. 1 und 2 VwGVG hat die beschwerdeführende Partei binnen
zwei Wochen nach Zustellung dieses Erkenntnisses einen Beitrag zu den Kosten des
Beschwerdeverfahrens in der Höhe von 12,20 Euro, das sind 20% der verhängten
Geldstrafe, zu leisten.

Der Magistrat der Stadt Wien wird gemäß § 25 Abs. 2 BFGG als Vollstreckungsbehörde
bestimmt.

III) Der Beitrag zu den Kosten des Beschwerdeverfahrens (12,20 Euro) ist zusammen mit
der Geldstrafe (61,00 Euro) und dem Beitrag zu den Kosten des Strafverfahrens (10,00
Euro) an den Magistrat der Stadt Wien zu entrichten.

Der zu entrichtende Gesamtbetrag beträgt insgesamt 83,20 Euro.

IV) Eine Revision durch die beschwerdeführende Partei wegen Verletzung in Rechten
nach Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemäß § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht
zulässig.

V) Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision
durch die belangte Behörde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulässig.

Entscheidungsgründe

Mit dem angefochtenen Straferkenntnis vom 9.10.2018, GZ MA 67-PA-675349/8/3, wurde
der Beschwerdeführerin spruchgemäß Folgendes zur Last gelegt:
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"Sie haben am 1.6.2018 um 13:22 Uhr in der gebührenpflichtigen Kurzparkzone in
Wien 02, A.Gasse 18-20 mit dem mehrspurigen Kraftfahrzeug mit dem behördlichen
Kennzeichen Kennz folgende Verwaltungübertretung begangen:

Abstellen des Fahrzeuges, ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den
Beanstandungszeitpunkt gültig entwerteten Parkschein   gesorgt zu haben, da sich im
Fahrzeug lediglich der bereits abgelaufene Parkschein Nr. PSNr, gültig für eine halbe
Stunde mit den Entwertungen 1. Juni 2018, 12:30 Uhr, befand und die Parkzeit somit
überschritten wurde. Die   Parkometerabgabe wurde daher fahrlässig verkürzt.

Sie haben dadurch folgende Rechtsvorschrift verletzt:

§ 5 Abs. 2 Parkometerabgabeverordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der        
geltenden Fassung, in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien  
Nr. 9/2006, in der geltenden Fassung.

Gemäß § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006 wird gegen Sie eine Geldstrafe in der Höhe      
von 61,00 Euro, im Falle der Uneinbringlichkeit 14 Stunden Ersatzfreiheitsstrafe, verhängt.

Es wird Ihnen zudem ein Betrag von 10,00 Euro als Beitrag zu den Kosten des                   
Strafverfahrens auferlegt (§ 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes).

Der zu zahlende Gesamtbetrag beträgt daher 71,00 Euro."

In ihrer Begründung führte die belangte Behörde ua folgendes aus:

"Das verfahrensgegenständliche Kraftfahrzeug wurde an der im Spruch bezeichneten
Örtlichkeit zur angeführten Zeit in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone beanstandet, da
weder ein Parkschein entwertet, noch ein elektronischer Parkschein aktiviert war.

Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in die Organstrafverfügung, welche von
einem Parkraumüberwachungsorgan der Landespolizeidirektion Wien auf Grund einer
dienstlichen Wahrnehmung gelegt wurde, und in die von diesem angefertigten Fotos.

Darüber hinaus wurden Sie anlässlich einer Lenkererhebung als Lenkerin für den
maßgeblichen Zeitpunkt angegeben.

ln Ihrem Einspruch wendeten Sie im Wesentlichen ein, dass Sie für die gegenständliche
Abstellung in Wien 02, A.Gasse keinen Parkschein entwertet hätten und sich der im
Fahrzeug hinterlegte Parkschein auf eine vorherige Abstellung bezogen hätte.

Unbestritten blieb somit sowohl Ihre Lenkereigenschaft, als auch, dass das
gegenständliche Fahrzeug zum Tatzeitpunkt an der in Rede stehenden Örtlichkeit
abgestellt war.

Zu Ihrem Vorbringen wird Folgendes festgestellt:

Jeder Lenker eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der ein solches in einer Kurzparkzone
abstellt, muss bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten (§ 5 Abs. 2 der
Parkometerabgabeverordnung).
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Die Abgabe ist mit der ordnungsgemäßen Entwertung des Parkscheins (der Parkscheine)
oder mit der Bestätigung der Abstellanmeldung bei Verwendung eines elektronischen
Parkscheines entrichtet (§ 5 Abs. 1 Parkometerabgabeverordnung, kundgemacht im
Amtsblatt der Stadt Wien vom 22.12.2005, Heft Nr. 51).

Dass sich lediglich der bereits abgelaufene Parkschein Nr. PSNr, gültig für eine halbe
Stunde mit den Entwertungen 1. Juni 2018, 12:30 Uhr, befand und somit kein gültiger
Parkschein zum Beanstandungszeitpunkt vorlag, wurde durch die vom
Meldungsleger im Zuge der Beanstandung angefertigten Fotos eindeutig dokumentiert und
blieb dies während des gesamten Verfahrens von Ihnen unbestritten.

Selbst wenn Ihrem Vorbingen, wonach Sie zum Zeitpunkt der Beanstandung gar keinen
Parkschein entwertet hatten und der bereits abgelaufene Parkschein sich auf eine andere
Abstellörtlichkeit bezog, glauben geschenkt wird, konnte dieses nicht zu Ihren Gunsten
wirken, da Sie somit der Verpflichtung zur Entrichtung der Parkometerabgabe bei Beginn
des Abstellens Ihres Fahrzeuges in einer Kurzparkzone nicht nachgekommen sind.

Es wird daher der Sachverhalt als erwiesen angenommen, wie er aus den schlüssigen und
widerspruchsfreien Angaben in der Organstrafverfügung sowie aus der Tatumschreibung
dieses Straferkenntnisses ersichtlich ist.

Ein Rechtfertigungsgrund, also eine Norm, die das tatbestandsmäßige Verhalten
ausnahmsweise erlaubt bzw. welche die Strafbarkeit aufheben würde, liegt im
gegenständlichen Fall nicht vor.

Nach § 4 Abs. 1 des Parkometergesetzes 2006 genügt zur Strafbarkeit des dort
umschriebenen Verhaltens Fahrlässigkeit. Fahrlässig handelt, wer die Sorgfalt außer Acht
lässt, zu der er nach den Umständen verpflichtet, nach seinen geistigen und körperlichen
Verhältnissen befähigt und die ihm zuzumuten ist, und deshalb nicht erkennt, dass er
einen Sachverhalt verwirklichen könne, der einem gesetzlichen Tatbild entspricht.

Der Akteninhalt bietet keinen Anhaltspunkt dafür, dass Sie nach Ihren persönlichen
Verhältnissen im gegenständlichen Zeitpunkt nicht fähig gewesen wären, die objektiv
gebotene Sorgfalt einzuhalten oder den von Ihnen verursachten Verkürzungserfolg
vorauszusehen, oder dass Ihnen rechtmäßiges Verhalten in der konkreten Situation
unzumutbar gewesen wäre.

Sie haben daher durch die Verletzung der für Sie bestehenden und Ihnen zumutbaren
Sorgfaltspflicht, somit fahrlässig, die Abgabe verkürzt.

Somit sind sowohl die objektiven, als auch die subjektiven Voraussetzungen für die
Strafbarkeit gegeben.

Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig
verkürzt wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu EUR 365,00
zu bestrafen (§ 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006).

Die Strafe hat sich vor allem auch am Strafzweck zu orientieren. Das Parkometergesetz
verfolgt auch das Ziel, den Parkraum zu rationieren und kann dieses Ziel nur erreicht
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werden, wenn die Strafe durch ihre Höhe geeignet ist, Sie zur Vermeidung von
Übertretungen des Parkometergesetzes anzuhalten.

Grundlage für die Bemessung der Strafe gemäß § 19 VStG ist die Bedeutung des
strafrechtlich geschützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung
durch die Tat.

Der Unrechtsgehalt der verfahrensgegenständlichen Verwaltungsübertretung ist im
Hinblick auf den Sachverhalt - selbst bei Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen - nicht
gerade gering.

Bei der Strafbemessung wurde berücksichtigt, dass Ihnen der Milderungsgrund der
verwaltungsstrafrechtlichen Unbescholtenheit nach der Aktenlage zu Gute kommt
(Anmerkung BFG: Eine Vorstrafe, Vorstrafenauszug vom 18.9.2018, Akt Seite 19).

Betreffend Ihre Einkommens- und Vermögensverhältnisse und allfällige Sorgepflichten
sind dem Amt keine Umstände bekannt, die annehmen ließen, dass Sie durch die
verhängte Strafe in Ihren wirtschaftlichen Verhältnissen übermäßig hart getroffen werden.
Eine allfällige Sorgepflicht konnte mangels jeglicher Hinweise nicht angenommen werden.

Unter Bedachtnahme auf die Strafzumessungsgründe und den bis EUR 365,00
reichenden Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und Ihr Verschulden ist die verhängte
Geldstrafe, selbst bei Annahme ungünstiger wirtschaftlicher Verhältnisse, durchaus
angemessen und keineswegs zu hoch, zumal weitere Milderungsgründe nicht
hervorgetreten sind.

Die Auferlegung des Beitrages zu den Kosten des Verfahrens stützt sich auf die
zwingende Vorschrift des § 64 Abs. 2 VStG."

Dagegen erhob die Beschwerdeführerin fristgerecht Beschwerde und brachte vor:

"Heute habe ich Ihre Straferkenntnis erhalten mit der Ablehnung meines Ansuchens und
der Straferhöhung auf 71 Euro. Ich möchte Sie bitten die Höhe der Strafe zu verringern,
Frau MA war so nett und hat mir gesagt ich könnte auf Strafminderung ansuchen.

Ich bin wirklich nur 5 bis 10 Minuten mit dem Auto vor meiner Wohnung gestanden um
eine Kiste zu holen für meine Arbeit. Leider hatte ich keinen 15 Minuten Gratis-Parkschein
dabei sonst hätte ich den natürlich gelegt.

Ich weiß ich kann das nicht beweisen aber wenn ich zu unrecht länger geparkt hätte dann
würde ich mir und Ihnen den ganzen Schriftverkehr nicht antun.

Es wäre mir eine Hilfe wenn Sie zumindest die Gebühr runtersetzen könnten wenn Sie die
Strafe schon als gerechtfertigt sehen.

Danke Ihnen vielmals!"

Über die Beschwerde wurde erwogen:

Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in den Verwaltungsstrafakt des Magistrates
der Stadt Wien, GZ MA 67-PA-675349/8/3, und die darin erliegenden Fotografien.
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Danach steht folgender Sachverhalt fest:

Die Beschwerdeführerin hatte das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem amtlichen
Kennzeichen Kennz am 1.6.2018 vor 13:22 Uhr in der gebührenpflichtigen Kurzparkzone
in Wien 02, A.Gasse 18-20 abgestellt. Das kontrollierende Parkraumüberwachungsorgan
(Meldungsleger) hat zum Beanstandungszeitpunkt um 13:22 Uhr festgestellt, dass die
Parkometerabgabe nicht entrichtet worden ist, weil ein hinter der Windschutzscheibe
angebrachter Parkschein, gültig für eine halbe Stunde mit den Entwertungen 1.6.2018,
12:30 Uhr, bereits abgelaufen war. Der Meldungsleger hat in seiner externen Notiz
festgehalten: "010618 1230".

Gemäß § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006 wurde daher eine Geldstrafe in der Höhe von
61,00 Euro, im Falle der Uneinbringlichkeit 14 Stunden Ersatzfreiheitsstrafe, verhängt.

Der Abstellort und der Beanstandungszeitpunkt wurden von der Beschwerdeführerin nicht
bestritten.

Aus dem im Akt erliegenden Vorstrafenauszug der Beschwerdeführerin vom 18.9.2018
(S 19 Akt der belangten Behörde) ist eine einschlägige Vorstrafe ersichtlich.

Im vorliegenden Fall ist von durchschnittlichen Einkommens- und Vermögensverhältnissen
auszugehen, weil die Beschwerdeführerin diesbezüglich keine Angaben gemacht hat.
Sorgepflichten sind nicht bekannt geworden und können daher nicht berücksichtigt
werden.

Die Beschwerdeführerin bekämpft mit der gegenständlichen Beschwerde
ausschließlich die Strafhöhe, somit war entsprechend der ständigen Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes von einer Teilrechtskraft des Schuldspruches auszugehen (vgl.
z.B. VwGH 20.9.2013, 2013/17/0305).

Dem Bundesfinanzgericht oblag daher nur die Überprüfung der verhängten Geldstrafe.

Rechtsgrundlage und rechtliche Würdigung

Gemäß § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 sind Handlungen und
Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig verkürzt wird, als
Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu bestrafen.

Gemäß § 19 VStG ist Grundlage für die Bemessung der Strafe stets das Ausmaß der mit
der Tat verbundenen Schädigung oder Gefährdung derjenigen Interessen, deren Schutz
die Strafdrohung dient, und der Umstand, inwieweit die Tat sonst nachteilige Folgen nach
sich gezogen hat. Im ordentlichen Verfahren sind überdies die nach dem Zweck der
Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie
nicht schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß
des Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen (vgl VwGH 25.3.1980, 3273/78;
12.12.1995, 94/09/0197; 28.3.1989, 88/04/0172; 24.4.1997, 97/15/0039; 16.10.2001,
95/09/0114; 22.12.2008, 2004/03/0029 mwN).
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Unter Berücksichtigung der Eigenart des Verwaltungsstrafrechts sind die §§ 32 bis 35
StGB sinngemäß anzuwenden. Die Einkommens- und Vermögensverhältnisse und
allfällige Sorgepflichten des Beschuldigten sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu
berücksichtigen.

"Wenngleich im VStG (ebenso wie im StGB) von Prävention keine ausdrückliche Rede ist,
sind auch Umstände der Spezial- und Generalprävention bei der Strafbemessung nicht zu
vernachlässigen." (Hauer/Leukauf, Verwaltungsverfahren, 6. Auflage (2004) 1332 mwN;
VwGH 25.4.1996, 92/06/0038).

Es ist bei der Strafbemessung nach der Rechtssprechung somit - jedenfalls auch -
darauf abzustellen, den/die TäterIn von der Begehung weiterer strafbarer Handlungen,
aber auch andere von der Verwirklichung dieser strafbaren Tatbestände abzuhalten.
"Die Generalprävention wirkt durch Abschreckung verbrechenshemmend auf die
Allgemeinheit, sie bestärkt aber auch deren Rechtstreue und das Rechtsbewusstsein.
Die Spezialprävention will die Verbrechensverhütung durch Einwirkung auf den Täter
erreichen; man spricht deshalb auch von Individualprävention. Der Täter soll von
weiteren Delikten abgehalten und gebessert werden." (Foregger/Serini, StGB und
wichtige Nebengesetze, 4. Auflage (1988) 5. Die Fokussierung auf Kriminalprävention
ist dem Gegenstand des Werkes geschuldet, die Begriffsbestimmung gilt für
das Verwaltungsstrafrecht mutatis mutandis.) Die Bemessung der Strafe ist eine
Ermessensentscheidung der Behörde, die nach den vom Gesetzgeber in § 19 VStG
festgelegten Kriterien vorzunehmen ist, allerdings muss die verhängte Strafe unter
Bedachtnahme auf die Strafbemessungsgründe vertretbar erscheinen (vgl. VwGH
17.2.2015, Ra 2015/09/0008 und VwGH 6.4.2005, 2003/04/0031).

Von Relevanz ist jedenfalls, dass bei der Bemessung von Geldstrafen als wichtiges
Kriterium auch die Einkommens-, Vermögens- und Familienverhältnisse des/der
Beschuldigten zu berücksichtigen sind. Daraus folgt zwingend, dass Geldstrafen, um die
Betroffenen in gleicher Weise zu belasten, geringer als bei gut verdienenden Personen
zu bemessen sind, wenn der/die Beschuldigte ein niedriges Einkommen hat, über keine
Vermögenswerte verfügt und überdies unterhaltspflichtig ist.

Die Beschwerdeführerin hat keine Angaben zu ihren Einkommensverhältnissen gemacht.
Es wird daher von durchschnittlichen Verhältnissen ausgegangen. Sorgepflichten hat die
Beschwerdeführerin nicht bekanntgegeben.

Die Taten der Beschwerdeführerin schädigten in erheblichem Ausmaß das als bedeutend
einzustufende Interesse an der ordnungsgemäßen Abgabenentrichtung.

Wie bereits ausgeführt, sind Verwaltungsübertretungen, wie die vorliegende, nämlich die
fahrlässige Verkürzung der Parkometerabgabe gemäß § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006
mit Geldstrafen bis zu € 365,00 zu bestrafen.

Die belangte Behörde hat in ihrem in Beschwerde gezogenen Straferkenntnis vom
9.10.2018 sowohl die Unbescholtenheit (Anmerkung BFG: Eine Vorstrafe gem.
Vorstrafenauszug S 19, Akt der belangten Behörde) als auch die wirtschaftlichen
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Verhältnisse der Beschwerdeführerin bereits berücksichtigt, als sie die Geldstrafe mit
€ 61,00 und die verhängte Ersatzfreiheitsstrafe mit 14 Stunden festgesetzt hat. Dies
entspricht der Strafpraxis im ordentlichen Verwaltungsstrafverfahren bei der zweitmaligen
fahrlässigen Verkürzung der Parkometerabgabe. Auch das Bundesfinanzgericht folgt
grundsätzlich dieser Strafpraxis.

Zum Beschwerdevorbringen "es wäre mir eine Hilfe wenn Sie zumindest die Gebühr
runtersetzen könnten wenn Sie die Strafe schon als gerechtfertigt sehen" wird auf die
zwingende Vorschrift § 64 Abs. 2 VStG und auf § 52 Abs. 1 VwGVG (nachfolgend
ausgeführt in "Kostenentscheidung") verwiesen.

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.

Kostenentscheidung

Gemäß § 52 Abs. 1 VwGVG ist in jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem
ein Straferkenntnis bestätigt wird, auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu den
Kosten des Strafverfahrens zu leisten hat.

Gemäß § 52 Abs. 2 ist dieser Betrag für das Beschwerdeverfahren mit 20% der
verhängten Strafe, mindestens jedoch mit zehn Euro zu bemessen.

Gemäß § 52 Abs. 6 VwGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemäß
anzuwenden. Gemäß § 54b Abs. 1 VStG idF BGBl l 2013/33 sind rechtskräftig verhängte
Geldstrafen oder sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen
nach Eintritt der Rechtskraft zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann
sie unter Setzung einer angemessenen Frist von höchstens zwei Wochen eingemahnt
werden. Nach Ablauf dieser Frist ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund
anzunehmen, dass der Bestrafte zur Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge
uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach
Abs. 2 vorzugehen.

Gemäß § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO,
im ZollR-DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche
Abgabenbehörde oder Finanzstrafbehörde die Entscheidung zu vollstrecken hat.

Zur Zulässigkeit der Revision

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision der Beschwerdeführerin an den
Verwaltungsgerichtshof (Art. 133 Abs. 4 B-VG) gemäß § 25a Abs. 4 VwGG nicht zulässig,
da bei Verwaltungsstrafsachen, bei denen eine Geldstrafe von bis zu 750 Euro verhängt
werden darf und im Erkenntnis eine Geldstrafe von bis zu 400 Euro verhängt wird, eine
Verletzung in subjektiven Rechten (Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG) ausgeschlossen ist.

Eine Revision durch die belangte Behörde ist gem. Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig,
da das Erkenntnis nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche
Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis nicht von der Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu
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lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
nicht einheitlich beantwortet wird.

 

 

Wien, am 3. Dezember 2018

 


